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Hinweise: 

a) Das Plangebiet liegt im Bereich des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG: Nr. 16: 
Latènezeitliche und vorgeschichtliche Siedlungen sowie der Prüffal lfläche: L6920/211-01. 
Befunde und Funde, die bei Bauarbeiten im Bereich des Schulgeländes und bei 
Flurbereinigungsmaßnahmen zutage kamen bezeugen ebenso wie Strukturen in 
Luftbildern eine ausgedehnte Siedlung der frühkeltischen Zeit. Bei Bodeneingriffen ist 
daher mit zahlreichen archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen gern. § 2 
DSchG – zu rechnen. 
Deshalb ist der Beginn der Erdarbeiten der Erschließung einschließlich der Ver- und 
Entsorgungsleitungen drei Wochen zuvor dem Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 86 
Denkmalpflege, Berlinerstr. 12, 73728 Esslingen schriftlich mitzuteilen. Dem Referat 86 
Denkmalpflege ist Gelegenheit zur Beobachtung der Arbeiten zu geben. Sollten Funde 
und/oder Befunde auftreten, muss die Möglichkeit zur Bergung und Dokumentation 
eingeräumt werden. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 43 (1) 
WG). Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den 
Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeit ig vor 
deren Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet 
Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu 
benachrichtigen (§ 43 (6) WG). 

 Im Fall von anstehenden oder umgelagerten Gesteinen der Grabfeld-Formation 
(Gipskeuper), ist im Bereich des Planungsvorhabens mit zementangreifendem 
Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine zu rechnen. 

c) Gemäß der kommunalen Abwassersatzung und der DIN 1986-100 sind am 
Hausanschluss des Abwasserkanals Rückstauklappen einzubauen und betriebsbereit zu 
halten. Bei Unterschreitung der festgesetzten EFH ist zu prüfen, ob die Entwässerung des 
Untergeschosses im Freispiegel gewährleistet ist. 

d) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das 
Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der 
Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 
Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu 
dulden haben. 

e) Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, können 
unvermeidbare Immissionen, wie Gerüche durch Düngung und Pflanzenschutzmittel oder 
Lärm, entstehen, die zu dulden sind.  

f) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen der
Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden von quartären Lockergesteinen 
(Lössführender Fließerde, Löss) mit nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. Mit einem 
oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit einem 
kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu 
rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden 
Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines 
entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. von 
Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer 
Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur 
Versickerung) Abstand genommen werden. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen 
wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 
Aufgrund von archäologischen Sondierungen kann es in Teilen des Plangebiets 
vorkommen, dass kein gewachsener Boden und ein gestörter Baugrund vorliegt. Dies ist 
bei der Gründung entsprechend zu beachten. 

g) Regelwerke der Technik zum Schallschutz: Die DIN 4109 und die VDI-Richtlinie 2719 
können über den Beuth-Verlag, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, bezogen werden. 
Zudem können diese der Planung zu Grunde liegenden Regelwerke im Rathaus der Stadt 
Brackenheim, Marktplatz 1, während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

h) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

i) Vogelschlag: Bei den entstehenden Gebäuden, die an den Außenbereich grenzen, ist ein 
erhöhtes Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald Fensterscheiben den Himmel oder 
Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über eine Ecke geplant werden. 
Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermieden werden. Neben dem 
Verzicht auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch die Glasfassaden für Vögel 
wahrnehmbar gemacht werden können. Informationen hierzu finden Sie unter: 
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf 

j) Mutterboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
§ 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger 
Trennung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen. Bodenverdichtungen sind 
grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der 
Bautätigkeit aufzulockern. Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der 
Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten. 
Da bei den Baumaßnahmen hochwertige Böden (Löss und lössführende Fließerden) in 
Anspruch genommen werden und die Eingriffsfläche größer als 5000 m2 ist, wird nach 
DIN 19639 empfohlen, für die geplanten Baumaßnahmen eine bodenkundliche 
Baubegleitung zu bestellen. Auf diese Weise wird ein fachgerechter Umgang mit den 
Böden sichergestellt, die Eingriffe in diese minimiert und der Erfolg 
eingriffskompensierender Maßnahmen gewährleistet. 

k) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes 
auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau 
eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. Auf die 
Regelungen der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) wird verwiesen. 

 

2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Am Schulzentrum III“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Entsprechend Planeintrag. Bei 

Doppelhaushälften und Hausgruppen ist die Dachneigung einheitlich zu wählen. 
 Dachflächen der Hauptgebäude sind bis zur Dachneigung von 15° mit extensiver 

Dachbegrünung zu versehen. 
 Dachform der Garagen - soweit sie nicht in das Hauptgebäude integriert sind -

ausschließlich Satteldach oder begrüntes Flachdach (bis DN 10°). Freistehende 
überdachte Stellplätze (Carports) sind mit begrünten Flachdachkonstruktionen (DN max. 
10°) zu versehen.  

b) Anlagen zur Nutzung von Solarenergie auf Flach- und Pultdächern: Aufgeständerte 
Sonnenkollektoren, Solarenergie- und Photovoltaikanlagen müssen zur Außenkante des 
Daches einen Mindestabstand von 0,80m einhalten. Sie dürfen eine Bauhöhe von 0,60m 
über der Oberkante des Daches (Dachhaut/Attika) nicht überschreiten. 

c) Farbgebung der Dächer der Hauptgebäude bei Sattel-, Walm- und versetzten 
Satteldächern: Zulässig sind die Farben ziegelrot bis rotbraun, mittelgrau bis dunkelgrau. 
Von der Farbfestsetzung sind Anlagen zur Energieumwandlung und begrünte Dächer
ausgenommen. Bei Doppelhaushälften und Hausgruppen ist die Farbgebung der Dächer 
einheitlich zu wählen. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen. 

d) Dachaufbauten: Mit den Außenkanten von Dachgauben ist mindestens ein Abstand von 
0,75 m in der Höhe vom First (unterhalb) und mindestens 1,5 m von den seitlichen 
Dachrändern einzuhalten. 

e) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. 

2.2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
a) Einfriedungen 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen nur als Hecken aus 
heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, Holunder, Hasel, Liguster, Schneeball, Hartriegel, 
Hainbuche)  – auch mit darin einbezogenem Maschen- oder Knüpfdraht – bis 1,2 m Höhe 
zulässig. Von Fußwegen, befahrbaren öffentlichen Verkehrsflächen (d.h. nicht von 
fahrbahnbegleitenden Gehwegen, Verkehrsgrünflächen, Pflanzquartieren) und von 
Feldwegen ist mit festen Einfriedungen ein Grenzabstand von mindestens 0,5m 
einzuhalten. Zugelassen sind nur Zäune, die im Höhenbereich bis 20 cm über dem 
Boden Kleinsäugetiere in ihrer Bewegungsfähigkeit nicht behindern. 

b) Stützmauern 
Entlang von öffentlichen Verkehrsflächen sind Stützmauern nur bis zu einer Höhe von 1,2
m zulässig, verbleibende Höhenunterschiede sind abzuböschen. Von öffentlichen 
Fußwegen, befahrbaren öffentlichen Verkehrsflächen (nicht von fahrbahnbegleitenden 
Gehwegen, Verkehrsgrünflächen, Pflanzquartieren) und Feldwegen ist mit Stützmauern 
ein Grenzabstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. 

2.3 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 
Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt. 

2.4 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser (§ 
74 (3) Nr. 2 LBO) 
Das Niederschlagswasser von Dachflächen ist getrennt vom häuslichen Abwasser zu 
erfassen und in Zisternen einzuleiten. Hierbei ist die DIN 1988 zu beachten. Die Zisternen 
sind mit mind. 3 cbm Nutzvolumen und 3 cbm Rückhaltevolumen mit gedrosselter 
Überlaufabgabe (d.h. Mindestgröße insgesamt 6 cbm) mit Anschlussleitungen in den 
Regenwasserkanal anzulegen. 

2.5 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 
Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 (1) LBO) wird erhöht: 
Für Wohnungen bis 60m² Wohnfläche ist mind. 1 Stellplatz zu errichten, für Wohnungen von 
61 – 100m² Wohnfläche sind mind. 1,5 Stellplätze/Wohnung zu errichten, für Wohnungen ab 
101m² sind mind. 1,8 Stellplätze/Wohnung zu errichten. Bei der Entstehung von Bruchzahlen 
ist kaufmännisch zu runden (z.B. 1,5 = 2). Maßgeblich ist die Wohnfläche nach 
Wohnflächenverordnung (WoFlV) 

2.6 Unbebaute Flächen der bebauten Grundstücksteile (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke müssen Grünflächen sein, soweit 
diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 
Freiflächen müssen, soweit sie vom öffentlichen Straßenraum her einsehbar oder 
Bestandteil desselben sind, so gestaltet und gepflegt werden, dass sie das Ortsbild nicht 
beeinträchtigen. Wo immer möglich, ist eine Entsiegelung von Freif lächen durch die 
Verwendung von Rasenflächen oder Grünstreifen anzustreben. Für die Bepflanzung sind 
bevorzugt heimische Laubgehölze und hochstämmige Obstbäume zu verwenden. 
Lose Materialien und Steinschüttungen sind nicht zulässig. Auf Hinweis h) wird verwiesen. 

SD,vSD,WD
DN 20°-40°

Schema-Schnitt zur Höhenfestlegung (vgl. Textteil 1.2 b)

EFH
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DN 5°-15°
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1.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
a) Die Befestigung von Stellplätzen und Garagenzufahrten darf nur wasserdurchlässig 

erfolgen (Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). 
Wasserundurchlässiges Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist 
unzulässig. 

b) Ebenerdige Stellplatzanlagen sind so zu errichten, dass je drei Stellplätzen mindestens 
ein Baum gemäß Artenempfehlung 1.10 d) gepflanzt wird. 

c) Bei der Errichtung von baulichen Anlagen ist der anfallende Mutterboden in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

d) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 

e) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden.

f) Bei der Verwendung von Metall als Baustoff (Blei, Kupfer, Zink und deren Legierungen) ist 
verwitterungsfeste Beschichtung zwingend. 

g) Die Entwässerung ist im Trennsystem durchzuführen. 
h) In dem als Fläche nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Bereich ist der Bewuchs zu 

erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Der Bereich ist durch einen Bauzaun vor den 
Bauarbeiten und damit verbundenen Störungen zu schützen. 

1.10 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
a) Pflanzzwang – Einzelbäume (PZ/E1, Straßenraum): An den im Plan durch Planzeichen 

festgesetzten Stellen sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und 
dauernd zu unterhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. 
(Artenempfehlung siehe 1.10 d). 

b) Pflanzzwang – Einzelbäume (PZ/E2, entlang privater Grundstücksgrenzen, auf 
öffentlichen Grünflächen und auf Verkehrsgrünflächen): An den im Plan durch 
Planzeichen festgesetzten Stellen sind gebietsheimische, standortgerechte Obst-
und/oder Laubbäume und Laubsträucher zu pf lanzen. Die örtliche Lage im Lageplan ist 
nicht bindend. (Artenempfehlung siehe 1.10 d). 

c) Flächiger Pflanzzwang (PZ): Die mit Pflanzzwang belegten Flächen sind durchgehend mit 
gebietsheimischen, standortgerechten, Obst- und/oder Laubbäumen und Laubsträuchern 
zu bepflanzen. Je angefangene 75 m² zu bepflanzende Fläche je Baugrundstück sind 
mindestens ein Baum und zwei Sträucher zu pflanzen. (Artenempfehlung siehe 1.10 d). 
Pflanzgebote nach 1.10 b) werden angerechnet. 

Die festgesetzten Bäume und Gehölze sind bei Abgang zu ersetzen. 
d) Artenempfehlung zum Pflanzzwang (PZ/E1) Bäume: Walnuss, Feldahorn, Esche, 

Schwarzerle, Hängebirke, Hainbuche, Trauben- / Stieleiche, Silber-, Purpur-, Fahlweide, 
Zitterpappel, Spitz- / Bergahorn, Rotbuche, Faulbaum, Vogel- / Traubenkirsche, 
Sommer- / Winterlinde, Bergulme. PZ/E2 und PZ: Obstbäume: Walnuss, Apfel, Birne, 
Kirsche. Laubbäume: Feldahorn, Hainbuche, Zitterpappel, Vogelkirsche, Traubenkirsche, 
Eberesche, Speierling, Elsbeere, Bruch-Weide. Sträucher: Roter Hartriegel, Haselnuss, 
Pfaffenhütchen, Liguster, Hundsrose, Schlehe, Echter Kreuzdorn, Weinrose, Schwarzer 
Holunder, Traubenholunder 

1.11 Pflanzbindung (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 
Der auf den im Lageplan besonders bezeichneten Flächen bzw. Stellen vorhandene 
Bewuchs ist auf Dauer zu erhalten, zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

1.12 Öffentliche Grünfläche – Spielplatz/Parkanlage/Ausgleichsfläche - (§ 9 (1) Nr. 15 
BauGB) 
Zweckgebundene bauliche Anlagen und Einrichtungen sind zulässig. 

1.13 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB) 
Für die im Bebauungsplan dargestellten Flächen werden folgende Schallschutzmaßnahmen 
vorgeschrieben: 
Aktiver Schallschutz: 

Im Bereich der Fläche zwischen der Landesstraße L 1103 (Maulbronner Straße) und den 
nördlich daran angrenzenden Bauflächen ist zum Schutz der geplanten Bebauung eine 
Schallschutzeinrichtung (z. B. Wall-Wand-Kombination) mit den im Bebauungsplan 
eingetragenen Höhen der Oberkante vorzusehen.  

Passiver Schallschutz: 
Zudem sind für die innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche liegenden Fassaden 
Vorkehrungen zur Geräuschminderung zu treffen. Im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens ist vom Antragsteller ein Nachweis über die 
Luftschalldämmung nach DIN 4109 zu führen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 
 -  Aufenthaltsräume in Wohnungen und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich III. 

 -  Büroräume und ähnliche Räume ab Lärmpegelbereich IV. 

Hiervon kann abgewichen werden, wenn im Zuge der Baugenehmigung gutachterlich 
nachgewiesen wird, dass sich aufgrund der vorgesehenen Bebauung an den Fassaden von 
schutzbedürftigen Räumen geringere Lärmpegelbereiche als in der Planzeichnung 
angegeben ergeben. 

Nach VDI 2719 ist bei Außengeräuschpegeln von über 50 dB(A) nachts eine 
schalldämmende, eventuell fensterunabhängige Lüftungseinrichtung notwendig. In jeder 
Wohnung ist dann wenigstens ein zum Schlafen geeigneter Raum mit Lüftungseinrichtungen 
vorzusehen. 

Grundlage für die Festsetzung ist die schalltechnische Untersuchung des Büros 
BS Ingenieure, Ludwigsburg, vom 20. Oktober 2020 (A 6079). Auf Hinweis g) wird 
verwiesen. 

Flächen für  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und z ur Ent wic klung von Boden, N atur und
Landschaft (§ 9 (1) Nr.20 BauGB)

MU

Flächen für Abgrabungen

Urbanes Gebiet

Ga Garagen -eingeschossig-

Erdges chossfußbodenhöhe
gem. Textteil  (Höchstgrenze)EFH

Höhenlage der baul ichen Anlagen (§  9 (3) BauGB)
(Höhenangaben in Metern  ü .NN)

Satte ldach mit  höhen-
versetzten Dachflächen
unterschied licher Neigung

vSD

WalmdachWD

Satte ldachSD

Kennzeichnungen und nachrichtli che Übernahmen
(§ 9  (6)  BauGB)

Gehölz- und Strauchgruppen

zulässige Dachneigung

Flächen für  Anpflanzungen und die  Erhaltung von
Bäumen und Sträuchern und Gewässern
(§ 9 (1) 25 BauGB)

0,4 Grundfl ächenzahl
höchstens hier z.B 0, 4

Pflanzz wang   (PZ)
gem. Texttei l

Pflanzz wang   (PZ/E  )
gem. Textteil 1

Fläche und Maßnahmen 
zur Regenwasserrückhal tung

Abgrenzung der unterschiedl ichen
Nutzung

Geschossflächenzahl

max. Zahl der
Wohng.je Geb.

Art der baul.
Nutzung

Grundflächen-
zah l  GRZ

Bauweise

Dachform und 
Dachneigung

DN

Baumassenzahl

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfall-
entsorgung und  Abwasserbesei tigung sowie
für Ablagerungen (§ 9 (1) 12 u. 14 BauGB)

b

Baugrenze

Gebäudehauptrichtung

selbstständiger  Weg,
vgl. Einschrieb

Bere ich für Zu- und Abfahr t
gem. Texttei l

Höhe baulicher
Anlagen

besondere (abweichende)
Bauweise: siehe Textte il

Begrenzungsl inie  von
Verkehrsflächen mi t Bereichs-
fes tlegung ohne Ein- und Ausfahrt

Grünfläche a ls Bestandteil
von Verkehrsanlagen

Parkplatz

Fahrbahn mit geplanter Höhenlage

Gehweg

Flächen für Aufsc hüttungen

Flächen für Ste llplätz e, Garagen, Gemeinschafts-
garagen (§ 9 (1) 4 u. 22 BauGB,  § 12 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung, Dachf orm
(§ 9  (1) 1  BauGB u. §  16-21a BauNVO)
(§ 2  (4)-(8) und § 74 (1)  LBO)

Flächen f.  Aufschüttungen, Abgrabungen und
Stützmauern, soweit sie zur Hers tellung des
Straßenkörpers er forder lich  sind
(§  9  (1)  26 BauGB)

PZ

Gemisc ht genut zte
Verkehrsanlage

Verk ehrsflächen (§  9 (1)  11 u.9 (2) BauGB)
Aufte ilung unverbindli ch

ZEICHENERKLÄRUNG UND FESTSETZUNGEN

Künft ige Grenzen nach dem
Vorschlag des  Planfer tigers

Grenze des räuml.Geltungs-
bereichs (§ 9 (7) BauGB)

max. Zah l der Wohnungen je
Einzelhaus/Doppelhausteil /Reihenhausteil, 
z.B.  3/2/1

3/2/1

Füllschema der  Nutzungsschablone

Abgrenzung der  untersch ied lichen
Fests et zungen

Öffentliche Grünflächen (§ 9  (1) 15 BauGB) 
Nutzung siehe Planeinschrieb

Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
(§ 22 ,23 BauNVO u.§ 9 (1)  2 BauGB)

WA Allgemeines Wohngebiet

Um grenzung von Flächen für Maß-
nahamen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden,
Natur  und Landschaf t
(§  9 (1) Nr.20 BauGB)

Pflanzzwang    (PZ/ E  )
gem. T extteil

1 ,2,3

Nut zung siehe P laneinschrieb,
z.B . Regenrückhalt ebecken

PultdachPD

max. Höhe baulicher An lagen (müNN)

FlachdachFD

Bere iche in  denen Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen U mw elteinwirkungen zu treffen sind
(§ 9  (1)  Nr .24 BauGB

HGP

Art der  bau lic hen Nutzung
(§ 9  (1)  1 BauGB, §  1-11 BauNVO)

226,50

2

Lärmpegelbereiche aus 
schalltechnischer Untersuchung
vom 20.10.2020,
12m über Gelände

Beschränkt ö ffentlicher Weg
gem. § 3(2) 4 S traßengeset z
für  Baden-Württemberg

Feldweg

Parkan lage

Spielpla tz

Umformersta tion

Pflanzb indung   (PB)
gem. T extteil 

1.5 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
a) besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. 

Zugelassen sind Einzelhäuser und Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 
15 m und seitlichen Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise (b1). 
Die maximal zulässige Länge einer Doppelhaushälfte ist auf 8 m begrenzt. 

b) besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. 
Zugelassen sind Einzelhäuser und Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 
25 m und mit seitlichen Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise (b2). 
Die maximal zulässige Länge einer Doppelhaushälfte ist auf 10 m begrenzt. 

c) besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. 
Zugelassen sind Einzelhäuser und Doppelhäuser mit einer Gesamtlänge von höchstens 
21 m, sowie Reihenhäuser mit einer Gesamtlänge von max. 30 m, jeweils mit seitlichen 
Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise (b3). Die maximal zulässige Länge einer 
Doppelhaushälfte ist auf 10 m, die eines Reihenhausteils auf 7 m begrenzt. 

1.6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 
Die zulässige Zahl der Wohnungen ist begrenzt (vgl. Planeinschrieb). 

1.7 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 
a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO  
Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, Eingangs- und 
Terrassenüberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 3 m überschritten 
werden. Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

Tiefgaragen sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig, sie dürfen jedoch im Mittel nicht 
mehr als 1,4 m über die Geländeoberfläche hinausragen (Kellergeschoss im Sinne der LBO).
Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.8 Nebenanlagen, Garagen und überdachte und offene Stellplätze 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 
a) Garagen - eingeschossig - und überdachte Stellplätze sind allgemein nur innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) 
zulässig. Sie können ausnahmsweise auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
zugelassen werden. 

b) Von befestigten öffentlichen Verkehrsflächen müssen mit seitlichen oder hinteren 
Außenwänden Abstände mit mindestens 0,5 m eingehalten werden. Der Ein- und 
Ausfahrtsbereich von Garagen muss mind. 3 m, der von überdachten Stellplätzen 
(Carports) ohne geschlossene Außenwände mind. 1,0 m Abstand zur öffentlichen 
Verkehrsfläche einhalten. 

c) Offene Stellplätze sind – im Anschluss an die öffentliche Verkehrsfläche - allgemein auch 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen.  Die Vorgaben nach 1.9 a) 
sind zu beachten. 

d) Sonstige Nebengebäude sind nur bis zu einer Größe von maximal 30 m³ auf der nicht 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Zu öffentlichen Verkehrsflächen ist ein 
Mindestabstand von 1,50m einzuhalten. 

Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170). Es 
gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 
 
Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Am Schulzentrum III“ 
 Planungsrechtliche Festsetzungen 
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 
a) Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO. 
Die Ausnahmen nach § 4 (3) Nr. 4 und 5 BauNVO werden gemäß § 1 (6) BauNVO nicht 
Bestandteil des Bebauungsplans. 
b) Urbanes Gebiet (MU) gem. § 6a BauNVO. 
Die Ausnahmen nach § 6a (3) BauNVO werden gemäß § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 
a) Grundflächenzahl (vgl. Planeinschrieb) 
 Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Stellplätze sind bei der Ermittlung der 

zulässigen Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen (vgl. Planeinschrieb bzw. Schema-Schnitt) 
- bei Satteldach (SD), versetztem Satteldach (vSD), Walmdach (WD) 
 Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dach/Dachfirst) ist in Meter über 

Normalnull als Höchstmaß festgesetzt (HGP). 
- bei Pultdach (PD) DN 5° - 15° 
 Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dachhaut/Attika) muss mindestens

1 m unter der im Plan als höchstem Gebäudepunkt (HGP) festgesetzten Höhe liegen. 
- bei Flachdach (FD) DN max. 5° 
 Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dachhaut/Attika) muss mindestens 

2 m unter der im Plan als höchstem Gebäudepunkt (HGP) festgesetzten Höhe liegen. 

1.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH, Bezug Rohfußboden) der Hauptgebäude ist im 
Bebauungsplan in Normalnullhöhe (m üNN) als Höchstmaß festgesetzt. 
Unterschreitungen sind zulässig, dabei ist Hinweis c) zu beachten. 

1.4 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
Längsachsen der Gebäude parallel zu den Richtungspfeilen im Plan. 

Landkreis: Heilbronn  
Stadt: Brackenheim 
Gemarkung: Brackenheim 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 

Am Schulzentrum III 
Maßstab 1 : 500       
Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und nach einem Bebauungsplanvorschlag 
des Büros Käser Ingenieure, Untergruppenbach, zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 
Projektnummer 420160013 

 

Untergruppenbach, den 12.07.2017/05.11.2020/10.11.2023  

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 17.03.2016 
Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 08.04.2016 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)        vom  21.08.2017 bis 21.09.2017 
Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)               vom  21.08.2017 bis 21.09.2017 
Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am  05.11.2020 
Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  20.11.2020 
Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB)                                 vom 30.11.2020 bis  08.01.2021 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am 23.11.2023 

Ausgefertigt: Brackenheim, den .......................  
 
 
 

Thomas Csaszar, Bürgermeister 
 
Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am 01.12.2023 

Zur Beurkundung: 
 
 
 

Thomas Csaszar, Bürgermeister 

28.11.2023

Stadtverwaltung Brackenheim | 10.03.2026 | 15:51:21 +01


